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Hilfe für Zypern beschlossen / Schäuble mahnt Haftungsrei-
henfolge an – Steuerzahler und Eurostaaten müssen an letzter 

Stelle kommen / Persönliche Notizen 
 
 
Der Deutsche Bundestag hat an diesem Don-
nerstag mit der Zustimmung zum Rettungspa-
ket für Zypern einen weiteren Schritt zur Stabi-
lisierung der Euro-Zone getan. Gleich zu Beginn 
der Sitzung gab Bundesfinanzminister Wolfgang 
Schäuble eine Regierungserklärung zur Zypern-
Hilfe ab und warb darin um die Zustimmung der 
Abgeordneten mit den Worten: „Es gibt zur 
Überwindung der Krise nicht die eine einfache 
Lösung.“ Mit 487 Ja-Stimmen bei 101 Gegen-
stimmen und 13 Enthaltungen hat der Bundes-
tag am 18. April in namentlicher Abstimmung 
den Antrag des Bundesfinanzministers auf Zu-
stimmung zur Finanzhilfe für Zypern ange-
nommen. Vorgesehen ist, dem Inselstaat neun 
Mrd. € aus dem Europäischen Stabilitätsmecha-
nismus (ESM) zur Verfügung zu stellen. 1 Mrd. € 
hat der Internationale Währungsfonds (IWF) 
zugesagt. Die Entscheidung im ESM-
Gouverneursrat soll am 24. April getroffen wer-
den.  
 
In einer weiteren namentlichen Abstimmung 
votierten 486 Abgeordnete für die Zustimmung 
zur entsprechenden Vereinbarung über eine 
Finanzhilfefazilität und zu einem Memorandum 
of Understanding nach dem ESM-Vertrag. 103 
stimmten dagegen, es gab elf Enthaltungen. In 
einfacher Abstimmung befürwortete der Bun-

destag gegen das Votum der Linken bei einer 
Enthaltung Haftungsanpassungen für Zypern 
nach dem Rahmenvertrag zur Europäischen 
Finanzstabilisierungsfazilität (EFSF). Durch den 
Haftungsausfall Zyperns erhöht sich die deut-
sche Haftung nach dem EFSF-Rahmenvertrag 
von 29,07 auf 29,13 Prozent. Namentlich ent-
schied der Bundestag wiederum über die Ver-
längerung der maximalen durchschnittlichen 
Laufzeit der EFSF-Darlehen an Irland und Por-
tugal um sieben Jahre. Der Irland-Verlängerung 
stimmten 500 Abgeordnete zu, 90 lehnten sie 
bei vier Enthaltungen ab. Die Portugal-
Verlängerung billigten 494 Abgeordnete, 92 
lehnten sie ab, fünf enthielten sich. „Wir sind bei 
der Bekämpfung der Staatsschuldenkrise im 
letzten Jahr gut vorangekommen. Wir haben die 
Währungsunion Schritt für Schritt stabilisiert“, 
stellte Schäuble in seiner Regierungserklärung  
fest. Deshalb müsse man sich nun auch der 
Probleme des kleinen Inselstaates annehmen, 
obwohl sein Bruttosozialprodukt nur 0,2 Pro-
zent der Euro-Zone betrage. „Wir müssen ver-
hindern, dass aus Problemen in Zypern Proble-
me für die anderen Länder werden“, sagte der 
Finanzminister. Wenn man Zypern nicht helfe, 
stehe das Land vor dem Staatsbankrott, warnte 
er. Dies könne andere Länder der Euro-Zone in 
Mitleidenschaft ziehen. Damit kommt die soge-
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nannte Systemrelevanz ins Spiel, die Vorausset-
zung für Hilfen aus dem Euro-Rettungsschirm 
ist. Sie besagt: Hilfen können nur dann gewährt 
werden, wenn die Finanzstabilität der Euro-
Zone als Ganzes bedroht ist. Außerdem dürfe 
die Hilfe nur so hoch sein, dass das Land seine 
Schuldentragfähigkeit bald wieder erlangen 
könne, sagte Schäuble. Bis 2020 soll Zypern ei-
nen Schuldenstand von 100 Prozent des Brutto-
inlandsprodukts erreichen. Wie für alle anderen 
Euro-Krisenländer, die mit Krediten aus dem 
ESM unterstützt werden, gilt auch für Zypern: 
„Hilfe ist immer Hilfe zur Selbsthilfe“, betonte 
Schäuble.  
 
Damit die Inselrepublik 9 Mrd € aus dem euro-
päischen Rettungsschirm und eine Milliarde 
vom Internationalen Währungsfonds (IWF) er-
halten kann, muss es selbst den restlichen Fi-
nanzbedarf von rund 13 Milliarden Euro schul-
tern. Außerdem muss Zypern wie die anderen 
sogenannten Programmländer wirtschafts- und 
sozialpolitische Reformen durchführen, die es 
mit der Troika aus EU-Kommission, Europäi-
scher Zentralbank (EZB) und IWF vereinbart 
hat. In Zypern kommen strenge Auflagen zur 
Restrukturierung des Bankensektors hinzu. Der 
Minister wies in diesem Zusammenhang darauf 
hin, dass „der völlig überdimensionierte Ban-
kensektor vehement gesundgeschrumpft“ wer-
de. Bei Einlagen über 100.000 Euro müssen sich 
die Kontoinhaber mit erheblichen Summen be-
teiligen. Die Beteiligung von Anlegern ist bislang 
einmalig: „Es muss im Falle von Schieflagen von 
Banken eine Haftungsreihenfolge geben“, beton-
te Schäuble. Steuerzahler und Staatengemein-
schaft dürfen bei einer drohenden Bankenpleite 
erst an letzter Stelle einspringen. Zuerst kom-
men die Eigentümer (meist also Aktionäre), 
dann die nachrangigen Fremdkapitalgeber (An-
leihegläubiger) und danach bis zu einer gewis-
sen Grenze die großen Einleger (Kontoinhaber). 
Erst danach der Heimatstaat und nur im äußers-
ten Fall dürften die anderen Eurostaaten helfen.  
 
Bundesratsentwurf zur Frauenquote abge-
lehnt 
 
Mit der Mehrheit der Stimmen der Koalitions-
fraktionen wurde an diesem Donnerstag im 
Deutschen Bundestag ein Gesetzentwurf des 
Bundesrates abgelehnt, nach dem bis zum Jahr 

2023 40 Prozent der Aufsichtsratsmandate mit 
Frauen hätten besetzt werden müssen. Der 
CDU-Bundesvorstand hat sich in seiner Sitzung 
am Montag dieser Woche intensiv mit der Frage 
von Frauen in Aufsichtsräten der deutschen 
Wirtschaft beschäftigt.  
 
Hintergrund war die Debatte um verschiedene 
Gesetzentwürfe, die an diesem Donnerstag im 
Deutschen Bundestag zur Abstimmung standen. 
Die Frauen Union der CDU fordert seit 2010 
eine gesetzliche Regelung für einen Frauenan-
teil von 30 Prozent von Frauen in Aufsichtsrä-
ten. Das Ziel ist eine 40-Prozent-
Geschlechterquote für Aufsichtsräte. Der Vor-
schlag einer festen Quote für Frauen in Auf-
sichtsräten ab 2020, den die beiden Vorsitzen-
den von CDU und CSU, Bundeskanzlerin Angela 
Merkel und Ministerpräsident Horst Seehofer 
abgesprochen hatten, wurde mit großer Mehr-
heit vom CDU-Bundesvorstand beschlossen. Er 
wird in das gemeinsame Regierungsprogramm 
aufgenommen. Der CDU-Bundesvorstands-
beschluss vom 15.04.2013 im Auszug: „Frauen 
besetzen Führungspositionen in geringerem 
Umfang als Männer. Deshalb wollen wir den 
Anteil von Frauen in Vorständen und Aufsichts-
räten von Unternehmen erhöhen und dies ge-
setzlich regeln. Dabei müssen Bund, Länder und 
Kommunen bei der Besetzung von Führungspo-
sitionen mit gutem Beispiel vorangehen, zum 
Beispiel in öffentlichen Betrieben, der Verwal-
tung oder bei der Besetzung von Aufsichts- und 
Verwaltungsräten. Mit einer ‚Flexi-Quote‘ wol-
len wir von den Unternehmen fordern, sich 
selbst zu verpflichten, eine verbindliche Frau-
enquote für Vorstand und Aufsichtsrat festzule-
gen. Diese soll öffentlich ausgewiesen werden 
und darf nicht nachträglich nach unten berich-
tigt werden. In den letzten elf Jahren hat es ins-
besondere im Mittelstand positive Ergebnisse 
bei der Besetzung von Führungspositionen mit 
Frauen gegeben. Dennoch brauchen wir für die 
Zukunft ein stärkeres Maß an Verbindlichkeit. 
Deshalb werden wir gesetzlich regeln, dass ab 
dem Jahr 2020 eine feste Quote von 30 Prozent 
für Frauen in Aufsichtsratsmandaten von mit-
bestimmungspflichtigen und börsennotierten 
Unternehmen gilt.“ In der Debatte am Donners-
tag appellierte die Vorsitzende der Gruppe der 
Frauen in der CDU/CSU-Fraktion, Rita Pawelski, 
an die Unternehmen, die Ankündigung der Uni-
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on zu einer festen Quote 2020 ernst zu nehmen. 
Das Gesetz, das 2014 verabschiedet werde, sei 
ein „Signal an die Unternehmen“, sich nicht zu-
rückzulehnen, sondern direkt mit der Förde-
rung der Frauen zu beginnen. Die unter Rot-
Grün ausgehandelte Selbstverpflichtung der 
Wirtschaft aus dem Jahre 2001 betrachtete Rita 
Pawelski als gescheitert. 
 
Kürzere Aufbewahrungsfristen 
 
Die Koalitionsfraktionen CDU/CSU und FDP ha-
ben eine wichtige Maßnahme des Bürokra-
tieabbaus erneut in den Deutschen Bundestag 
eingebracht. Mit dem Entwurf eines Gesetzes 
zur Verkürzung der Aufbewahrungsfristen so-
wie zur Änderung weiterer steuerlicher Vor-
schriften sollen die bisher zehnjährigen Aufbe-
wahrungsfristen für die Wirtschaft in der Abga-
benordnung und im Umsatzsteuergesetz in ei-
nem ersten Schritt auf acht Jahre verkürzt wer-
den. Auch die Aufbewahrungsfristen nach dem 
Handelsgesetzbuch sollen in einem ersten 
Schritt auf acht Jahre und ab 2015 auf sieben 
Jahre verkürzt werden. Die Änderung werde ab 
dem Jahr 2015 zu einem Einsparpotenzial bei 
den Unternehmen um 2,5 Milliarden Euro füh-
ren, sagte der Vorsitzende des Parlametskreises 
Mittelstand (PKM), Christian von Stetten, zu 
dem Gesetzentwurf, der an diesem Freitag in 
erster Lesung auf der Tagesordnung des Deut-
schen Bundestages stand. Die Bundesregierung 
hatte diese Maßnahmen zum Bürokratieabbau 
bereits im Jahressteuergesetz 2013 vorgesehen, 
das allerdings im Bundesrat an der rot-grünen 
Mehrheit gescheitert war. 
 
Bundesregierung beschließt Stabilitätspro-
gramm 
 
Deutschland erfüllt alle europäischen und nati-
onalen finanzpolitischen Vorgaben. Das Bun-
deskabinett hat an diesem Mittwoch das von 
Bundesfinanzminister Schäuble vorgelegte 
Deutsche Stabilitätsprogramm für 2013 be-
schlossen, das nun fristgerecht der Europäi-
schen Kommission und dem Ecofin-Rat über-
sandt wird. Im vergangenen Jahr konnte in 
Deutschland erstmals seit der Wiedervereini-
gung gesamtstaatlich ein struktureller Über-
schuss erzielt werden. Somit wurde das für den 
Fiskalvertrag wichtige mittelfristige Haushalts-

ziel eines strukturellen gesamtstaatlichen Defi-
zits von maximal 0,5 Prozent des Bruttoin-
landsprodukts (BIP) mit deutlichem Abstand 
eingehalten. Auf der Grundlage der aktuellen 
Prognosen wird dies auch im Jahr 2013 und in 
den folgenden Jahren so bleiben. Deutschland 
plant somit erstmals dauerhaft strukturelle 
Überschüsse und wird den im Jahr 2012 erziel-
ten Erfolg fortsetzen. Die gute Haushaltslage der 
staatlichen Ebenen und nicht zuletzt die Konso-
lidierungsstrategie der Bundesregierung er-
möglichen jetzt eine deutliche Rückführung der 
Schuldenquote. Der Schuldenstand, der in die-
sem Jahr bei rund 80,5 Prozent des BIP liegen 
wird, sinkt bis zum Ende des Programmhori-
zonts 2017 voraussichtlich auf rund 69 Prozent. 
Das Maastricht-Defizit wird in diesem Jahr vo-
raussichtlich rund ½ Prozent des BIP betragen. 
Hintergrund: Um Transparenz zu schaffen im 
Hinblick auf den Zustand der öffentlichen Fi-
nanzen in Deutschland, eröffnet das Bundesfi-
nanzministerium anlässlich des neuen Stabili-
tätsprogramms 2013 das Themenportal 
www.stabile-haushalte.de. Dieses bietet einen 
Überblick über die nationalen und europäischen 
Fiskalregeln, zeigt auf, wie Deutschland diese 
einhält und erläutert das Konzept der wachs-
tumsfreundlichen Konsolidierung, das in den 
letzten Jahren zu einer sehr erfreulichen Ent-
wicklung der öffentlichen Finanzen geführt hat. 
 
 Zitat: 
 «Frau von der Leyen wird als Frau von der Ley-
en sprechen.» 
(Ein Sprecher des Bundesarbeitsministeriums 
am Mittwoch auf die Frage in der Bundespres-
sekonferenz, ob von der Leyen bei der Debatte 
über die Einführung einer festen Frauenquote 
an diesem Donnerstag im Bundestag als Minis-
terin oder als CDU-Abgeordnete sprechen wird.)   
 
Persönliche Notizen 
 
1. Wahlkreis und Land 

Am Montag,  dem 8. April besuchte ich das Be-
rufsausbildungswerk Aalen, eine wichtige 
Organisation unserer Region zur Qualifizierung 
und Umschulung junger Menschen. Dort habe 
ich viele hochmotivierte Schüler und Ausbilder 
getroffen! 
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Der Nachmittag und Folgetag waren ganz im 
Sinn der Innovatoren unserer Ostalb: Erst ein 
interessantes Wirtschaftsgespräch in der voll-
besetzten Stadthalle in Ellwangen, Thema 
„Marketing und Medien“, dann eine differenzier-
te Diskussion mit dem Handelsausschuss der 
IHK Ost-Württemberg über Steuern, Straßen-
baufinanzierung und die Energiewende und 
sehr inspirierende Treffen mit dem Mittelstand: 
Firma Imtech Aalen, ITC Graf Heidenheim 
und HLD-Technik Steinheim. 

Am Dienstagabend nutzte ich die Gelegenheit, 
mit einigen Wirtschaftsführern unseres Wahl-
kreises über regionale und bundespolitische 
Fragen einige Stunden intensiv zu diskutieren. 
Am Mittwoch, dem 10. April war ich in Unter-
kochen beim Spatenstich für den Ausbau des 
von mir mitinitiierten Breitbandausbaus für 
die Internet-Musterstadt Aalen dabei, was 
Aalen ab 2014 eine enorm schnelle Internetan-
bindung von 50 Mbit/sek ermöglicht. Am 
Nachmittag führte ich ein intensives Gespräch 
zur Finanzierung kommunaler Krankenhäuser 
mit dem Chef des Ostalbklinikums Aalen. Hier 
gibt es weiterführende Überlegungen zur Stabi-
lisierung der Lage kommunaler Krankenhäuser, 
die mich überzeugen. 

Den Donnerstag verbrachte ich in Brüssel, wo 
ich mich als deutscher Delegationsleiter der 
Parlamentarischen Versammlung „Union für 
das Mittelmeer“ dafür einsetzte, dass Ägypten 
ein Rechtsstaat wird, in dem Menschenrechte 
respektiert und Minderheiten geschützt wer-
den. Den Rückweg nach Aalen konnte ich am 
Freitag mit zwei Vorträgen zur deutschen Au-
ßenpolitik und Energiefragen in Malbrouck 
(Frankreich) und Walldürn verbinden, wo sich 
jeweils ein kompetentes und informiertes Pub-
likum an der anschließenden Diskussion betei-
ligte. Auf der CDU Bezirksvertreterversamm-
lung in Giengen am Samstag den 13. April war 
ich begeistert von der  hervorragenden Atmo-
sphäre und der erstmals angebotenen Kinder-
betreuung. Eine sehr gute Idee wie ich finde, 
was man auch an den vielen jungen Familien 
gesehen hat! 

Den Abend verbrachte ich auf der 4. Jagstzeller 
Leistungsschau, wo Handel und Gewerbe unse-

rer Region beeindruckend gezeigt haben was in 
ihnen steckt. 

Sonntagvormittag besuchte ich die wunderbare 
Frühlingsmatinee des Sängerbund Oberko-
chen und konnte dort viele gute Gespräche füh-
ren. Der Gesang hat wieder einmal Jung und Alt 
zusammengeführt! Am Abend war ich auf der 
Jahreshauptversammlung unserer CDU 
Rindelbach in einem vollen Saal mit klasse 
Stimmung und langen Gesprächen. 
 
2. Berlin 

Am Montag, 15.04., startete die erste Sitzungs-
woche im April. Gleich am Dienstag stand die 
Sitzung der Fraktion mit der Diskussion zur 
Frauenquote auf dem Programm. Wir ent-
schieden uns, geschlossen gegen einen Antrag 
der Opposition zu stimmen. Es wäre ein 
schlechtes Signal, wenn wir im beginnenden 
Wahlkampf einen fragwürdig formulierten An-
trag der Opposition unterstützen würden. Au-
ßerdem ist die Quote allein nicht das richtige 
Mittel, um eine Gleichstellung zu erreichen. 
Hierzu gehören u.a. auch die Gewährleistung 
gleicher Bezahlung für gleiche Leistung und 
bessere Wiedereinstiegsmöglichkeiten in den 
Beruf nach der Erziehungspause sowie Qualifi-
zierungsangebote während der Erziehungszeit. 

Am Abend desselben Tages besuchte ich ge-
meinsam mit dem Fraktionsvorsitzenden Vol-
ker Kauder die Jubiläumsveranstaltung des  
BrauRings, bei dem auch die Aalener Löwen-
brauerei mit dem Qualitätssiegel ausgezeich-
net wurde. Anschließend traf ich die Landfrau-
en aus Ebnat und die Senioren Union Ostalb 
zum Gespräch unter der Reichstagskuppel. 
Hauptthemen neben der regionalen Infrastruk-
tur waren die Konsolidierungserfolge beim 
Haushalt durch Angela Merkel und Wolfgang 
Schäuble und die heftigen Steuererhöhungsab-
sichten und Bevormundungen im Wahlpro-
gramm von Steinbrück und Trittin. 

Am 17. und 18. April nahm ich an zwei Podi-
umsveranstaltungen zu wirtschaftlich und ge-
sellschaftlich wichtigen Themen teil. Mittwoch 
stand der Nordpol im Zentrum. Wenn die Eis-
kappen in den Sommermonaten völlig ver-
schwinden, werden die darunter liegenden 



Kurznachrichten - Kurznachrichten - Kurznachrichten - Kurznachrichten - Kurznachrichten 

Freitag, 19. April 2013  07/2013  Seite 5 von 5 

Rohstoffe aber auch die kürzeren Versorgungs-
wege in den Pazifik zum Diskussionsobjekt zwi-
schen den Staaten.  

Am Donnerstag führte ich eine spannende Dis-
kussion zum Thema Einwanderung an einer 
Berliner Universität. Diskussionsteilnehmer war 
unter anderem der Botschafter Dr. Heinrich 
Kreft. Gleichfalls am Donnerstag gab es auch 
fünf spannende namentliche Abstimmungen 
zur Frauenquote und zur Zypernhilfe. 

Am Freitagvormittag begleitete ich im Auftrag 
des Bundestages als Präsident des Reservisten-
verband unseren Bundesverteidigungsminis-
ter Thomas de Maizière zur Indienststellung 
einer weiteren neuen Reservisteneinheit nach 
Holzminden. Heimat- und Bevölkerungs-
schutz bekommt in Deutschland ein neues Ge-
sicht, unsere Reserve wirkt gestaltend daran 
mit. 

Die Berliner Woche schloss nachmittags mit 
einem weiteren Zukunftsthema. Bei der Konrad-
Adenauer-Stiftung hielt ich einen Vortrag mit 
dem interessanten Titel „Perspektiven einer 
deutschen Sicherheitspolitik“. 

Mit Moritz Mais und Julius Werner  verlassen 
mich zwei engagierte Praktikanten, jedoch darf 
ich Jonas Nußbaumer als neuen Praktikanten 
aus Aalen begrüßen, der mich die nächsten Wo-
chen tatkräftig bei meiner Arbeit unterstützt.  
 
Herzliche Grüße  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 


